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Tagesordnungspunkt 1 

Öffentliches Expertengespräch zum Thema „Ar-
tikel 3 UN-Kinderrechtskonvention – Wohl des 
Kindes; Recht auf Familie und Fürsorge“ 

Vorsitzende: Ich begrüße Sie sehr herzlich zu un-
serer heutigen Sitzung der Kinderkommission des 
Deutschen Bundestages. Ich freue mich, dass Sie 
da sind. Wir sind noch nicht ganz vollständig, 
weil einige Kollegen noch in einer anderen Sit-
zung der Kinderkommission, die wir leider später 
anfangen mussten, verblieben sind, die bestimmt 
noch kommen werden. Sie kümmern sich noch 
um die anderen Themen, die dort besprochen 
werden. Es ging auch dort um familienpolitische 
Belange. Hier und heute haben wir Sie eingela-
den, weil es in unserer Reihe der Kinderrechte, 
die wir durchgehen und nach dem Umsetzungs-
stand schauen, heute um das Recht des Kindes auf 
seine Familie und auf Fürsorge gehen soll. Dar-
über möchten wir gerne mit Ihnen ins Gespräch 
kommen. Ich darf Sie vorher darauf aufmerksam 
machen, dass es eine öffentliche Sitzung ist und 
Ihre Statements aufgezeichnet werden, die dann 
im Protokoll auf den Seiten des Bundestages 
nachzulesen sein werden. Liebe Gäste, die Kin-
derkommission ist zwar ein Unterausschuss des 
Familienausschusses, wir sind aber anders zu-
sammengesetzt als der Familienausschuss, näm-
lich nicht nach den Mehrheitsverhältnissen, son-
dern aus jeder Fraktion kommt ein Vertreter. Herr 
Pols, mein Vorgänger als Vorsitzender, ist Vertre-
ter der CDU/CSU-Fraktion, Herr Müller ist Vertre-
ter der LINKEN und Frau Walter-Rosenheimer ist 
Vertreterin der GRÜNEN. Ich bin aus der SPD-
Fraktion und darf in diesem Jahr den Vorsitz ge-
stalten. Ich würde Sie bitten, dass Sie sich und 
Ihren Hintergrund, wie Sie auf das Thema des 
Kinderrechtes auf Familie blicken, kurz vorstellen 
und dann können wir in den Austausch gehen. 
Wenn die Damen vielleicht anfangen möchten, 
übergebe ich als erstes Ihnen das Wort. Wir haben 
jetzt ungefähr eine Stunde Zeit, bevor wir in den 
nichtöffentlichen Teil übergehen. Vielen Dank. 

Renate Schusch (AktivVerbund e. V.): Herzlichen 
Dank, dass wir heute hier sein dürfen. Mein Name 
ist Renate Schusch, ich bin Vorsitzende des Ak-
tivVerbundes. Das ist ein Pflegeelternverband, der 
bundesweit tätig ist. Wir sind jetzt im elften Jahr 

in Berlin ansässig und haben den Kinderschutz, 
die Kinderrechte und das Recht auf Familie auf 
unserer Agenda.  

Henrike Hopp (AktivVerbund e. V.): Mein Name 
ist Henrike Hopp, ich bin unabhängige Fachfrau 
im Pflegekinderwesen und jetzt nach meiner Ren-
te Referentin, Autorin und Krisenhelferin. Ich bin 
die Ehrenvorsitzende des AktivVerbundes und 
deswegen hier bei Ihnen. 

Klaus Schwerma (Bundesforum Männer e. V.): 
Schönen guten Tag, mein Name ist Klaus Schwer-
ma, ich bin vom Bundesforum Männer, einem In-
teressensverband für Männer, Väter und Jungen-
arbeit, in dem 34 Organisationen unterschied-
lichster Art zusammengeschlossen sind. Ich bin 
dort in der Geschäftsstelle als Fachreferent tätig 
und freue mich, heute hier sein zu dürfen.  

Vorsitzende: Die Freude ist ganz unsererseits. 
Dann bitte ich Sie um Ihre Eingangsstatements mit 
dem Blick aus Ihrer Arbeit auf das Kinderrecht auf 
Familie. Sie können sich aussuchen, wer von 
Ihnen anfangen möchte. Ich bin da leidenschafts-
los. Bitte. 

Klaus Schwerma (Bundesforum Männer e. V.): 
Dann fange ich an – vielleicht auch, um auf der 
einen Seite etwas allgemeiner auf das Thema zu 
blicken, um aber auch auf der anderen Seite aus 
der speziellen Ecke, nämlich ein bisschen mehr 
aus der sogenannten männlichen Sichtweise her-
aus etwas zu der ganzen Thematik zu sagen. Wo-
bei ich denke, die männliche Sichtweise in Gänze 
gibt es nicht, sondern es sind natürlich immer 
ganz unterschiedliche Männer und Väter in den 
unterschiedlichsten Situationen und auch Kinder 
bzw. Jungen in den unterschiedlichsten Situatio-
nen. Nichtdestotrotz ist es so, dass im klassischen, 
althergebrachten Familienbild der Vater oder der 
Mann doch immer eine Stellung hatte, die viel-
leicht leicht außerhalb der Familie stand. Seine 
Rolle war bisher und ist es zum großen Teil im-
mer noch, mehr auf der Versorgerebene das Geld 
heranzuschaffen oder im Haushalt eher für die 
Hausreparaturen und für die Hausgestaltung au-
ßerhalb des Hauses zuständig zu sein. Das ist so 
das klassische Bild. Was die eigentliche Fürsorge- 
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und Kindererziehungstätigkeit anbelangt, so ist 
dafür klassischerweise doch eher die Mutter zu-
ständig. Wir denken, und da sind wir sicherlich 
nicht alleine, dass auf der einen Seite dieses Bild 
seit vielen Jahren im starken Umbruch ist und 
sich die Familien und Familienformen sehr stark 
wandeln, sowohl was die eigentlichen Formen als 
auch was die Verhältnisse innerhalb der Familien 
anbelangt, und dass viele Väter sich mittlerweile 
nicht mehr alleine mit der Versorgerfunktion zu-
friedengeben wollen und nicht erst als Großväter 
zu der Einsicht kommen möchten, „oh, hätte ich 
doch damals ein bisschen mehr Zeit mit meinen 
Kindern verbracht.“ Es gibt ein starkes Wollen 
von Vätern, auch für die alltäglichen Aufgaben für 
die Kinder zuständig zu sein. Auf der anderen 
Seite ist es aber immer wieder noch so, dass die 
Gleichzeitigkeit von modernen und traditionellen 
Rollenbildern sowohl in den Vätern selbst toben – 
um das mal so zu sagen – als auch die Ansprüche 
aus der Gesellschaft, aus dem Freundeskreis, aus 
den Unternehmen, in denen sie arbeiten, die an 
die Männer und Väter gerichtet sind, immer noch 
dahin gehen, dass ich in dem Moment, in dem ich 
Vater bin, finanziell für die Familie sorgen muss. 
Das führt auch dazu, dass bei Vätern die Erwerbs-
arbeit steigt. Väter sind stärker erwerbstätig als 
Männer, die nicht Väter sind, während es bei der 
Mutterschaft genau umgekehrt ist – Mütter sind 
weniger erwerbstätig als Frauen, die keine Mütter 
sind. Man spricht da von den sogenannten Retra-
ditionalisierungszwängen, die doch immer wieder 
dazu führen, dass viele Männer, obwohl sie an-
ders wollen, dann doch immer wieder in die alten 
Muster zurückfallen. Aus der Kinderperspektive  
bedarf es also, um Fürsorge auch vonseiten des 
Vaters zu erhalten, einer ganzen Reihe von gesell-
schaftlichen Veränderungen, von individuellen 
Veränderungen, aber auch von Veränderungen 
z. B. in den Unternehmen, also in Arbeitskultu-
ren. Stichwort ist hier, den Vereinbarkeitsbedarf 
von Männern als ganz normale Notwendigkeit ei-
nes „Menschen“ in seiner jeweiligen Lebenssitua-
tion auch in den Unternehmen nicht nur auf einer 
formalen Ebene anzuerkennen, sondern durch ei-
ne aktive Unternehmenskultur und Politik zu för-
dern und anzusprechen. Es ist heute so, dass die 
meisten Großunternehmen sehr wohl sagen, „ja, 
wir beziehen auch Männer und Väter ein, die Ver-
einbarkeitsprobleme haben oder die sich stärker 
den Familienaufgaben widmen wollen.“ In den 

Realitäten der Unternehmenskulturen stoßen wir 
da aber immer noch auf sehr große Probleme. Es 
gibt meistens keine Unternehmenspolitiken, die 
Männer aktiv ansprechen. Es gibt in den einzel-
nen Abteilungen kaum Personal, das geschlech-
tersensibel geschult ist, um überhaupt das Prob-
lem bei Männern zu sehen. Das führt immer wie-
der dazu, dass viele Männer und Väter sich nicht 
trauen, das in den Unternehmen anzusprechen, 
weil sie Karriereverluste befürchten, wenn sie bei-
spielsweise mehr als die zwei Monate in Eltern-
zeit gehen oder befürchten, dass sie von den di-
rekten Vorgesetzten schief angeschaut werden, 
wenn sie dieses Begehren äußern. Auf der rein 
rechtlichen Ebene kann man – gerade im Hinblick 
auf das neue Gesetz zum Elterngeld Plus – also 
sagen, dass sich immer mehr verbessert. Auf der 
gesellschaftlichen Anerkennungsebene gibt es je-
doch an unterschiedlichsten Stellen immer noch 
sehr, sehr viel zu tun; eine tatsächliche Wahlfrei-
heit von Familien, wie sie ihre Erziehungs- und 
Pflegeaufgaben gestalten möchten, existiert heute 
immer noch nicht in Gänze.  

Nichtdestotrotz gibt es mehr als nur die klassische 
Familie von Vater-Mutter-Kind und verheiratet, 
viele leben nicht verheiratet, viele leben in den 
unterschiedlichsten Formen, mit eigenen, biologi-
schen oder sozialen Kindern. Und ich denke, dass 
die staatliche Aufgabe für das Wohl des Kindes 
hier dahingeht, dass unabhängig davon, in wel-
cher Familienform ein Kind lebt, das Kind das 
Recht auf Fürsorge, auf kontinuierliche Beziehun-
gen und auf Normalbeziehungen zu seinen Eltern 
hat. Dieses Recht auf „Normalität“ bedeutet auch, 
dass die Organisationen, die mit der Erziehung 
von Kindern befasst sind, sehr stark mit einbezo-
gen werden müssen. Es ist ja immer noch so, dass 
Erzieher im Kindergartenbereich eine große Aus-
nahme sind, auch wenn es dort das eine oder an-
dere Programm wie z. B. „Mehr Männer in Kitas“ 
gibt, das auch Mitglied in unserer Organisation 
ist, und es auch ein Bemühen gibt, das auf der 
Ausbildungsebene oder auf der Fortbildungsebene 
zu verändern. Zu den Schulen – angefangen von 
der Grundschule bis zum Gymnasium – kann man 
sagen, dass die Grundschule der stärkste weiblich 
„besetzte“ Raum ist, bei Gymnasien verändert sich 
das ein Stück. In der dualen Ausbildung sind 
dann doch auch wieder viele Männer, und diese 
wird auch mehr von Jungen gewählt, während die 
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schulischen Ausbildungen oftmals von Frauen 
gewählt werden. Das heißt nicht, dass wir aus un-
serer Sicht sagen, dass Lehrerinnen oder eine 
Schule mit fast ausschließlich Lehrerinnen 
schlecht für Kinder sind – im Gegenteil. Aber es 
hängt natürlich auch sehr stark davon ab, welche 
symbolische Ordnung man darüber widerspiegelt. 
Denn darüber wird implizit gesagt, „Erziehung ist 
Frauenaufgabe, keine Männeraufgabe.“ Und diese 
impliziten Bilder und Werte, die dort vermittelt 
werden, wirken als Platzanweiser, als Rollenzu-
schreibung immer sehr stark nach. Unabhängig 
davon, ob in Schulen Männer oder Frauen als 
Lehrkräfte oder Pädagogen/Pädagoginnen beschäf-
tigt sind, brauchen diese eine genderkompetente 
Ausbildung und Weiterbildung auch dahinge-
hend, die unterschiedlichen Familienformen, die 
für Kinder Realität sind, anzuerkennen und für 
diese sensibel zu sein und sie nicht zu „verbeson-
dern“ – also aus ihnen nicht ein „du bist aber an-
ders als die anderen“ zu machen, sondern sie 
eben als ganz normale Kinder aus ganz normalen 
Verhältnissen, mit – mehr oder weniger – ganz 
normalen Problemen anzuerkennen. Um diese so-
genannten Platzanweiser ein Stück stärker aufzu-
lösen und eine individuelle Lebensgestaltung von 
Männern und Frauen zu ermöglichen, halten wir 
es im Weiteren gerade auch in der Berufsorientie-
rung und Lebensplanung für ganz wichtig, auch 
Jungen Räume zu ermöglichen, damit sie sich 
stärker auch mit Fragen auseinandersetzen kön-
nen, wie: „Wie möchte ich eigentlich leben, wie 
lebe ich jetzt und wie möchte ich in Zukunft le-
ben? Wie möchte ich arbeiten und wie möchte ich 
eigentlich mein Leben neben der Arbeit gestalten, 
und muss ich unbedingt Mechatroniker werden 
oder habe ich eigentlich auch vielleicht Interesse 
für sogenannte sozial- und pflegeorientierte Beru-
fe?“ Es geht darum, ihnen auch mehr Gelegenhei-
ten und Chancen zu geben, sich auszuprobieren. 
Auch das ist ein Recht des Kindes aus der Fürsor-
geperspektive heraus, nämlich ihm eine breite Pa-
lette, fern der traditionellen Rollenzuschreibung 
zu liefern und zu geben. Das zunächst als Über-
blick und ich freue mich auf Ihre Fragen. Danke. 

Henrike Hopp (AktivVerbund e. V.): Ich über-
nehme für uns beide zusammen. Sie sind die Kin-
derkommission und ich habe gedacht, es wäre 
klug, Ihnen die Pflegekinder vorzustellen – die 
Kinder, die in Familien leben, in die sie nicht ge-

boren wurden. Das Pflegekinderwesen ist eine 
Antwort der Gesellschaft, also unseres Staates, auf 
Bedürfnisse, insbesondere das Schutzbedürfnis 
von Kindern. Was ist die Besonderheit von Pfle-
gekindern und warum brauchen gerade sie die 
Beachtung ihres Kindeswohls? Die erste Beson-
derheit ist die, dass man als Pflegekind nicht ge-
boren wird, sondern dass man dazu gemacht wird. 
Pflegekinder leben in einer anderen Familie, so 
sagt es das SGB VIII. Sie leben in einer anderen 
Familie, die nicht ihre leibliche Familie ist und 
sie leben nicht mit ihren Eltern zusammen. Pfle-
gekinder sind eine Gruppe von Kindern, die auf-
grund ihrer Erlebnisse und Erfahrungen in ihren 
Ursprungsfamilien dort nicht mehr leben sollen. 
Pflegekinder haben Erfahrungen von schwerer 
Vernachlässigung, von Gewalt und sexuellem 
Missbrauch und von Trennungen gemacht. Stu-
dien zeigen, dass etwa 70 Prozent der Kinder 
durch diese Erfahrungen traumatisiert wurden. 
Bevor Kinder in Pflegefamilien untergebracht 
werden, wurde von den Jugendämtern in der Ur-
sprungsfamilie mindestens eine andere Form der 
Hilfe zur Erziehung gewährt, meistens die Sozial-
pädagogische Familienhilfe, die aber nicht den 
erhofften Erfolg in der Art gezeigt hat, dass das 
Kind nun weiter von seinen Eltern versorgt wer-
den könnte und es deswegen in eine Pflegefamilie 
vermittelt wurde. Pflegekinder werden überwie-
gend als Säuglinge, Kleinkinder oder Kindergar-
tenkinder in Pflegefamilien vermittelt und leben 
daher in einer für die Entwicklung eines Men-
schen sehr bedeutsamen Zeit, nämlich der frühen 
Kindheit, in der Pflegefamilie. Pflegekinder kom-
men in Pflegefamilien, weil Familie ihren Bedürf-
nissen am besten gerecht werden kann – ihren 
Bedürfnissen nach Nähe, nach Verlässlichkeit, 
nach Struktur, nach Alltagsnormalität, aber auch 
nach den Möglichkeiten und dem Angebot, doch 
Bindungen eingehen zu können, Vertrauen und 
auch Zugehörigkeit zu entwickeln. Pflegefamilien 
sind normale Familien, die sich der Aufgabe, ein 
Pflegekind aufzunehmen, geöffnet haben, und so 
etwas wie eine öffentliche Familie werden und 
das Kind in ihre Privatheit aufnehmen. Pflegekin-
der haben aufgrund ihrer Vorerfahrungen in ihrer 
Ursprungsfamilie häufig geistige, körperliche und 
besonders emotionale Beeinträchtigungen und 
brauchen sichere Lebensumstände und Zeit zur 
Nachreifung und zur Reifung von Bindung und 
Vertrauensentwicklung. Darüber hinaus haben 
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viele Pflegekinder noch zusätzliche Beeinträchti-
gungen, wie z. B. FAS, das fetale Alkoholsyn-
drom. Statistisch gesehen leben Pflegekinder über 
fünf Jahre in einer Pflegefamilie, und Kinder mit 
Vormündern, also nach Sorgerechtsentzügen, sta-
tistisch gesehen etwa sieben Jahre in Pflegefami-
lien, wobei die Statistik hier die Bereitschaftspfle-
gefamilie, die ja immer sehr viel kürzer ist – paar 
Monate oder ein Jahr – mit einbezogen hat. Fak-
tisch gesehen bedeutet Pflegekindschaft in 
Deutschland also eine auf Dauer angelegte Lebens-
form. Da es überwiegend jüngere Kinder sind, die 
in Pflegefamilien kommen, ist das für ein Kind 
eine Chance, in Familie leben zu können. Die 
Hälfte aller 65.000 Pflegekinder in Deutschland 
hat einen Vormund oder einen Pfleger, d. h., dort 
hat es Sorgerechtsentzüge der leiblichen Eltern 
gegeben. Etwa 5 bis 10 Prozent aller Pflegekinder, 
und das ist regional sehr unterschiedlich, leben in 
einer besonderen Pflegefamilie, die für entwick-
lungsbeeinträchtigte Kinder geeignet ist – das ist 
§ 33 Satz 2 SGB VIII: Für entwicklungsbeeinträch-
tigte Kinder sind besondere Formen der Fami-
lienpflege zu schaffen.  

Wir erleben in der Praxis, dass Pflegekinder und 
ihre Pflegefamilien in Rahmenbedingungen leben, 
die in ihrer Qualität von Beratung und Betreuung 
und in ihrer Art, wie sie die Rechtslage interpre-
tieren, sehr, sehr unterschiedlich sind, da die Ju-
gendämter als eigenständige kommunale Träger – 
ich sage jetzt mal – „ihr“ Pflegekinderwesen ent-
wickeln können. Die Arbeit im Rahmen der Pfle-
gekinderhilfe, im Rahmen des Pflegekinderwesens 
ist überwiegend ein Bereich sozialpädagogischen 
Handelns, der Respekt, Empathie, Fingerspitzen-
gefühl, Können und Wissen in hohem Maße ver-
langt. Das ist ein hochemotionales Feld, welches 
Haltung und oft Mut verlangt, wenn es gelingen 
soll, dass die Beteiligten – das ist das Pflegekind, 
das sind die Herkunftseltern, die Pflegeeltern, 
Vormund, Berater, Therapeuten, Schule und Kin-
dergärten – zum Wohle der Kinder agieren kön-
nen. Die Fachkräfte der öffentlichen und freien 
Träger brauchen jedoch, um das leisten zu kön-
nen, machbare Rahmenbedingungen und über-
schaubare Betreuungszahlen, die sehr, auch regi-
onal extrem unterschiedlich sind. Im Rheinland 
gibt es z. B. Jugendämter, bei denen eine Vollzeit-
pflegekraft im Pflegekinderdienst 25, 30 Pflege-
kinder zu betreuen hat; in anderen, eher östlichen 

Bereichen sind es 80 bis 120. Allein da entschei-
det sich schon Qualität. Im Ablauf einer Pflege-
kindschaft gibt es kritische Punkte, so habe ich sie 
genannt, bei denen das Kindeswohl des Pflege-
kindes in besonderer Weise beachtet werden 
muss. Das ist nach der Inobhutnahme die Unter-
bringung in der Bereitschaftspflegefamilie. Die 
meisten Kinder, kleinere Kinder besonders, kom-
men in spezielle Pflegefamilien, die geeignet sind, 
die Kinder im Rahmen einer Klärungsphase für 
einen bestimmten Zeitraum aufzunehmen. Etwa 
50 Prozent dieser Kinder in Bereitschaftspflege-
familien gehen in ihre Herkunftsfamilie zurück. 
Man hat geprüft, man bietet Hilfen an und hier 
haben wir das Recht des Kindes auf seine Familie, 
indem man ihm auch seine Familie wieder geben 
kann. 50 Prozent der Kinder gehen in Pflegefami-
lien oder andere Wohnformen, Wohngruppen. Es 
passiert häufig, dass diese Kinder viel zu lange in 
der Bereitschaftspflege bleiben, weil Sorgerechts-
verfahren oder überlastete Fachkräfte sich nicht in 
der Lage sehen, eine schnelle Klärung hinzube-
kommen. Wenn Sie ins Gesetz sehen, dann wird 
hier von der befristeten Vollzeitpflege gesprochen 
– diese findet man in der Praxis eigentlich gar 
nicht. Befristete Vollzeitpflege würde bedeuten, 
dass es schon zu Beginn der Unterbringung eine 
klare Rückkehroption in einem ziemlich bestimm-
ten Zeitraum gibt. Und dies ist nur bei einer posi-
tiven und förderlichen Bindung des Kindes an 
seine Eltern möglich, die erhalten bleiben muss, 
daher viele Besuchskontakte, viel enge Zusam-
menarbeit, alles was dazu gehört. Einige Träger 
haben dafür Projekte und Modelle entwickelt, es 
ist in der Praxis allerdings noch sehr selten. Die 
unbefristete Vollzeitpflege ist das, was wir in der 
Praxis finden. Wir nennen sie auch Dauerpflege. 
Aus der Sicht des Kindes muss hier nach einem 
für das Kind vertretbaren Zeitraum, so heißt es in 
§ 37 SGB VIII, eine klare Perspektive her. Das 
Kind braucht nach einer gewissen Zeit in der 
Pflegefamilie Sicherheit und Klarheit. Und als 
Fachkräfte, als Pflegeeltern erleben wir immer 
wieder Warteschleifen, in denen Kinder nicht 
wissen, wo sie hingehören und die die Kinder irre 
machen. Wenn das Kind die Familie als Familie 
nutzen soll, also wenn es eine zweite neue Chance 
bekommen soll, dann muss es auch die Chance 
bekommen, diese Familie nutzen zu dürfen. Und 
dazu gehören klare und sicherheitsgebende Ent-
scheidungen der um das Kind sich befindlichen 
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Erwachsene, die dann aber auch an einem Strang 
ziehen müssen. Hier gehört, und das möchte ich 
immer wieder betonen, die besondere Begleitung, 
Betreuung, Unterstützung und Beratung der Her-
kunftsfamilie unabdingbar dazu. Wir haben einen 
vielfältigen, in der Qualität extrem unterschiedli-
chen Standard von Beratung und Betreuung von 
Pflegekindern in Pflegefamilien. Aber hierzu ge-
hört auch die Begleitung und Beratung der Her-
kunftsfamilien, die oft, wenn ein Kind in einer 
Pflegefamilie untergebracht ist, überhaupt nicht 
mehr gegeben ist.  

Als nächsten Punkt möchte ich die Besuchskon-
takte anführen. Dazu wird nachher Frau Schusch 
etwas sagen. Ich sage jetzt nur ein paar Worte. 
§ 1684 Bürgerliches Gesetzbuch gibt dem Kind 
das Recht auf Besuchskontakt zu seinen beiden 
Elternteilen; er gibt ihm aber nicht die Pflicht. Es 
ist eine der großen Auseinandersetzungen im 
Pflegekinderwesen, wo aus der Sicht des Kindes 
immer wieder geschaut werden muss, ob die Be-
suchskontakte noch zu seinem Wohle erfolgen. 
Wenn gute sozialpädagogische Arbeit in der Vor-
bereitung und Begleitung und sogar auch psycho-
logische Hilfe das Kind nicht vor Angst und Ver-
wirrung schützen können, dann muss es andere 
kindeswohlorientierte Lösungen geben. Ich habe 
noch einige kurze Erklärungen, was wir generell 
für ein Pflegekind für erforderlich halten, damit es 
eine Familie, die es sich erobern will, auch wirk-
lich behalten kann – übergreifende Überlegungen 
zum Wohle des Kindes in einer Pflegefamilie. Das 
Pflegekind braucht einen unabhängigen Vormund. 
Einen Vormund, der keine Rücksicht auf irgend-
ein Amt, auf irgendwelche anderen Dinge, als auf 
den Bedarf eines Pflegekindes nehmen muss. Und 
ich möchte noch einmal besonders auf den Bedarf 
von Kindern mit Behinderungen in Pflegefamilien 
hinweisen. Wir erleben hier ein ziemliches Durch-
einander: Kinder mit seelischen Behinderungen 
gehören ins SGB VIII, Kinder mit körperlicher und 
geistiger Behinderung gehören ins SGB XII; 
manchmal gibt es gegenseitige Ansprüche, und 
das verwirrt kolossal. Wie ich erfahren habe, wird 
die Verwirrung durch das neue Bundesteilhabege-
setz nicht unbedingt besser werden. Ich weiß 
nicht, ob es stimmt. Ich habe gehört, das Bundes-
teilhabegesetz gilt nur für Erwachsene. Da müssen 
wir natürlich fragen, was wir jetzt mit den behin-
derten Kindern machen und ob hier die Große Lö-

sung her muss, so wie es in der SPD-Stellungnah-
me auch gefordert worden ist. Ich denke, dass es 
für die Kinderkommission ganz wichtig ist, darauf 
zu achten, was mit den behinderten Kindern pas-
siert, wenn das Bundesteilhabegesetz durch sein 
wird. Ein Punkt, der uns alle im Pflegekinderwe-
sen sehr beschäftigt, ist der Übergang der Kindheit 
in die Volljährigkeit. Hilfe für junge Volljährige ist 
ein großes Thema, weil wir immer wieder Pflege-
kinder haben, die gerne in ihren Pflegefamilien 
bleiben würden, dort nachreifen wollen und ei-
gentlich Familie brauchen. Verbindlichkeit und 
Gleichheit von Rahmenbedingungen der Pflege-
kindschaft bundesweit hatte ich schon gespro-
chen. Was uns auch sehr beschäftigt, ist die Frage 
der Kontinuitätssicherung des Pflegekindes in 
seiner Familie, wenn die Pflegefamilie seine Fa-
milie geworden ist. Wir sind der Überzeugung, 
dass § 1630 BGB, nach dem die Pflegefamilie ei-
nen Antrag auf Verbleib des Kindes in ihrer Fami-
lie stellen kann, dafür nicht ausreicht.  

Renate Schusch (AktivVerbund e. V.): Mein 
Schwerpunkt ist der Kinderschutz in der Pflege-
familie, angefangen bei der Inobhutnahme. Um in 
die Pflegefamilie hineinzukommen, braucht es ei-
ne absolut wichtige und verlässliche Diagnostik 
am Anfang und nicht erst einmal nur eine Kurz- 
oder Bereitschaftspflegefamilie, die dann über Ge-
bühr, z. B. sechs, acht, zwölf Monate oder noch 
länger dauert und das Kind dort überhaupt nicht 
ankommen kann, keine Perspektive hat und quasi 
wie im Orbit umherschwirrt. Also dazu brauchen 
wir eine Diagnostik. Das Kind ist am Anfang, 
wenn es in die Familie kommt, total regelkonform 
und einfach. Es muss sich orientieren und ist ganz 
friedlich. Die Schwierigkeiten kommen erst dann, 
wenn das Kind angekommen ist. Und dann sind 
die Pflegeeltern in der Regel heillos überfordert, 
wenn die Kinder durch Misshandlung, Miss-
brauch oder „nur“ Vernachlässigung Traumatisie-
rung erlitten haben, die in der Entwicklungsphase 
nachgewiesenermaßen bis zu 20 Prozent Hirnver-
lust erzeugen kann. Sie sind nicht darauf vorberei-
tet und die Mitarbeiter im Jugendamt sind eigent-
lich nicht ausreichend geschult, was neurobiolo-
gisch oder traumatologisch mit den Kindern über-
haupt passiert, um die Pflegeeltern auch entspre-
chend begleiten zu können. Ich denke, dass wir da 
einen ganz großen Handlungsbedarf haben, damit 
nicht wieder Bindungsabbrüche erfolgen, wenn 
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die Kinder zwei, drei Jahre irgendwo gelandet 
sind und wieder eine unsägliche Rückführung un-
ter dem Motto folgt, „wir versuchen es noch ein-
mal“ – wissend, dass das Kind z. B. durch Drogen, 
Alkohol oder Missbrauch in der Herkunftsfamilie 
geschädigt worden ist. Ich rede jetzt von den Kin-
dern, die Misshandlungs- oder Gewalterlebnisse 
haben – nicht von denen, bei denen die Mutti ins 
Krankenhaus muss oder sonstigen normalen Situ-
ationen. Es kann nicht sein, dass ein Kind in die 
Herkunftsfamilie zurückgebracht wird, wenn man 
weiß, dass es schief gehen muss, und dann kommt 
es wieder in eine andere Pflegefamilie. Dies sollte 
sehr, sehr gründlich überdacht werden, damit es 
nicht weiter passiert, dass die Kinder in diesem 
ständigen Wechsel kaputtgemacht werden und sie 
nicht die Chance haben, irgendwo ankommen zu 
dürfen. Das war das eine.  

Das andere habe ich seit zwei Jahren im Fonds se-
xueller Missbrauch im Familienministerium in 
der Clearingstelle, wo die Anträge hereinkommen, 
festgestellt, nämlich dass 85 Prozent der frühkind-
lich traumatisierten Kinder schon im Alter zwi-
schen 20 und 35 Jahren in der Erwerbsminderung- 
oder Erwerbslosenrente sind. Wenn wir also früh 
anfingen, frühe Hilfen wirklich gezielt einzuset-
zen und nicht noch einmal eine Familienhilfe ein 
bisschen hier und ein bisschen da ausprobierten, 
sondern wirklich gezielt auf die Traumatisierung 
eingehen könnten, dann könnten wir diese un-
glaubliche Lawine der Kosten und auch der 
Schmerzen des jungen Erwachsenen darüber, 
nicht mehr im Arbeitsleben brauchbar zu sein, mit 
Sicherheit auffangen und verhindern. 

Vorsitzende: Vielen Dank. Ich freue mich jetzt auf 
den Austausch. Ich schaue in die Runde, ob es 
Wünsche und Nachfragen gibt. Ich habe direkt ei-
ne ganz praktische Frage. Frau Hopp, Sie sagten, 
dass die meisten Kinder sehr früh, als Säugling, 
als Kindergartenkind und Grundschulkind aus der 
Ursprungsfamilie herauskommen und die Ver-
weildauer statistisch gesehen im Schnitt fünf bis 
sieben Jahre beträgt. Das heißt ja, dass ein sehr 
großer Teil der Kinder nicht dauerhaft da bleibt, 
sondern dann schon wieder im Grundschulalter 
in die Herkunftsfamilie zurückgeht. An welchen 
Kriterien entscheidet sich, dass nach diesen fünf 
Jahren das ja immer noch Kind seiende Kind ir-

gendwo anders hinkommt? Wer hat in diesem 
Prozess das Kindeswohl eigentlich tatsächlich im 
Auge? Sie zählten ja auf, wer alles beteiligt ist. 
Wer achtet darauf, was mit dem Kind passiert, 
wenn es wieder woanders hingebracht wird? Auf 
welche Familie bezieht sich denn das Recht auf 
Familie, oder vielleicht auch, auf welche Familie 
sollte es sich beziehen? 

Henrike Hopp (AktivVerbund e. V.): Ich bin ganz 
felsenfest der Überzeugung, dass das Kind erstmal 
ein Recht auf seine leibliche, eigene Familie hat. 
Wenn dafür alle Hilfen gebraucht werden, dann 
müssen sie auch erbracht werden, dann müssen 
sie den leiblichen Eltern angeboten werden, damit 
sich diese Eltern in die Lage versetzt sehen, ihrem 
Kind eine und „seine“ Familie geben zu können. 
Die Pflegekinder haben andere Eltern, die Hilfen 
bekommen haben – vielleicht auch nicht genug. 
Kinder werden heutzutage zu fast 90 Prozent – 
möchte ich mal sagen – nach einer Kindeswohlge-
fährdung in Pflegefamilien entweder durch Inob-
hutnahme oder durch Absprache mit den sorgebe-
rechtigten leiblichen Eltern untergebracht. Ich sag-
te eben schon, als ich das mit den fünf Jahren vor-
trug, dass dies ein statistisches Mittel ist und dazu 
auch die verhältnismäßig kurzen Zeiten in den 
Bereitschaftspflegefamilien, die ja manchmal nur 
drei, vier, fünf, sechs Monate betragen, gehören. 
Also dann kommen Sie schon wieder auf andere 
Daten. Viele Kinder erfahren sehr früh eine 
schwere Vernachlässigung – das ist ein ganz gra-
vierendes Erleben sehr junger Kinder, wenn Säug-
linge schwere Vernachlässigung wegstecken müs-
sen. Ich bin schon seit 25 Jahren ehrenamtlicher 
Einzelvormund von Pflegekindern und habe 
Mündel, mit denen ich zu Psychotherapeuten und 
Kliniken gehen musste. Die Psychotherapeuten 
und die Psychologen sagen, das sind ganz oft Zer-
störungen des menschlichen „Innen“, also des 
menschlichen Seins. Die Kinder haben keinen 
Mut mehr, Vertrauen einzugehen, sie wollen sich 
nicht mehr binden, sie sind extrem hilflos als 
Säugling und auf die Versorgung, die passende 
Fürsorge der Eltern angewiesen. Wir haben 
manchmal oder häufiger Pflegekinder, die schon 
sehr früh traumatisiert worden sind, die einige 
Jahre in Pflegefamilien leben und das gut hinkrie-
gen – und wenn sie dann älter werden und in die 
Pubertät kommen, können sie Familie eigentlich 
nicht mehr aushalten, weil sie ihnen dann zu nah 
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ist. Dann können sie oft nicht bis zum 18. Lebens-
jahr bleiben. Ich hatte zwei, drei Mündel, die mit 
12, 13, 14 Jahren in eine Wohngruppe gekommen 
sind; das ist etwas anderes, da gibt es nicht so die 
Nähe der Familie, da sind andere Menschen, da 
ist mehr Getümmel. Dann ist es besonders wich-
tig, dass die Kinder trotzdem ihre Pflegeeltern 
noch als Eltern haben dürfen. Das haben auch In-
terviews mit erwachsenen Pflegekindern immer 
wieder gezeigt, dass Pflegeeltern, auch wenn sie 
es nicht dauerhaft miteinander aushalten, doch 
von großer Bedeutung sind und dass ihnen diese 
Familie erhalten bleiben soll, auch wenn sie dort 
nicht mehr im Alltag leben können.  

Vorsitzende: Dann gehe ich weiter mit den Fra-
gen. An Sie drei die Frage: Es gibt ja diverse Fami-
lienberatungsstrukturen. Ich kenne bisher nur ei-
ne Beratungsstruktur z. B. für Regenbogenfami-
lien, die hier in Berlin die Familienberatung für 
Menschen macht, die eben nicht „Mama, Papa, 
Kind“ sind. Haben Sie den Eindruck, dass die 
sonstigen Familienberatungsstellen oder Famili-
enberatungsleistungen Ihre Bereiche mit abdecken 
oder gibt es da noch einen Handlungsbedarf? Füh-
len Sie sich also in der Pflegefamilienschaft aus-
reichend beraten? Fühlen Sie sich aus der – sagen 
wir mal – männlichen und Vaterperspektive in 
dem derzeitigen Stand ausreichend beraten, wenn 
man das so global sagen kann?  

Klaus Schwerma (Bundesforum Männer e. V.): Es 
gibt natürlich einerseits spezielle Beratungsstellen 
beispielsweise für Regenbogenfamilien, aber si-
cherlich noch nicht genügend. Da kann noch eini-
ges getan werden. Andererseits besteht in der Flä-
che für werdende oder auch für seiende Väter in 
den Beratungsstrukturen noch Bedarf an Weiter-
bildung und Schulung der dort in den jeweiligen 
Beratungsstellen ansässigen Beratenden dahinge-
hend, auf das unterschiedliche oder sich verän-
dernde Väterbild einzugehen. Viele gehen dann 
doch, auch wenn sie es vielleicht formal gar nicht 
wollen, implizit von einem eigenen, tief sitzenden 
Modell aus, in dem gesagt wird, „naja, als Vater 
hast du eben die Hauptverantwortung für die Ver-
sorgung.“ Wenn es dann beispielsweise um eine 
Rolle geht, in der mehr Zeit für das Kind zur Ver-
fügung steht, konzentriert man sich doch eher 
wieder auf die Mutter. Da ist also eher auf einer 

unterschwelligen, impliziten Ebene noch einiges 
an Weiterbildung gerade für die in Beratung täti-
gen Personen zu tun. Ich bin selbst nicht aktiv in 
der Beratung tätig, aber wir haben natürlich auch 
Organisationen, die in dem Bereich Väterarbeit 
tätig sind, und die beklagen das doch immer sehr. 
Aus eigener Erfahrung von Bekannten weiß ich 
auch, dass in dem Moment, in dem Männer Väter 
werden, auch von solchen Stellen Anforderungen 
kommen, wie „na, du bist jetzt Vater, jetzt musst 
du wirklich das Geld verdienen, jetzt geh‘ mal ar-
beiten.“ Von den Arbeitsämtern werden Stellen, 
die 200 km weit weg sind, mit der Begründung 
vermittelt, dass dies zumutbar ist, weil die Ver-
sorgerrolle eben vorsieht, das Geld zu besorgen. Es 
ist noch ein weiter Weg auf der pädagogischen 
Ausbildungsebene, hier eine andere Sensibilität 
zu bekommen.  

Henrike Hopp (AktivVerbund e. V.): Wenn Sie 
bundesweit schauen, dann kann man nur mit „Ja“ 
oder „Nein“ antworten, denn da haben wir genau 
wieder diese Situation: Wir haben einige sehr, 
sehr gute, sehr aktive Jugendämter, die es z. B. 
schaffen, an ihren städtischen Beratungsstellen 
einen Zweig speziell für Pflegeeltern anzubauen, 
die dort wirklich auch gut beraten werden. Wir 
haben in einigen Jugendämtern sehr gute Pflege-
kinderdienste, die beraten können. Wir haben 
Träger, die das wundervoll können – und wir ha-
ben andere, da sitzen die Pflegeeltern in der 
Diaspora, da kommt einmal im Jahr jemand, und 
das ist es dann. Wir wünschten uns, und das ist 
wirklich unser großes Anliegen, dass es eine bun-
desweit angeglichene Form von guter Beratung 
und Betreuung für die Kinder gibt. Denn als Pfle-
geeltern brauchen wir, dass wir das Verhalten die-
ser Kinder verstehen. Das sind traumatisierte, sehr 
verletzbare Kinder, und da ist es sehr wichtig, 
dass das Verhalten des Kindes verstanden wird. 
Sie reden ja nicht mit dem Mund, sie reden durch 
ihr Verhalten, und es wäre toll, wenn Hilfe da wä-
re, um das richtig zu interpretieren. 

Renate Schusch (AktivVerbund e. V.): Zum letz-
ten Punkt würde ich sagen, wir brauchen auch 
weitere Schulungen für die Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen in den Jugendämtern und in den 
freien Trägern, die ganz spezifisch für die Proble-
matik von Traumatisierungen geschult werden; 
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zum Beispiel bei Umgangsbegleitungen, wenn die 
Herkunftseltern die Kinder gerne wieder sehen 
würden, damit sie evtl. wieder zurückgeführt 
werden können, und die Kinder schwerst trauma-
tisiert sind. Da heißt es, „es passiert ihnen ja 
nichts“, wenn sie in begleiteten Umgängen in ir-
gendeinem Kinderschutzzentrum oder bei einem 
freien Träger die Umgangskontakte wahrnehmen. 
Was da aber mit der kleinen Seele passiert ist, in-
teressiert keinen. Das sieht auch keiner. Ein ge-
brochener Arm oder eine Beule am Kopf von einer 
Misshandlung ist sichtbar. Aber was ein Kind bei 
einem begleiteten Umgang in dieser Retraumati-
sierung, erlebt oder erdulden muss, sieht keiner – 
da braucht z. B. der missbrauchende Elternteil o-
der der Schläger oder der Trinker oder die Trinke-
rin nicht einmal irgendwie körperlich zu werden, 
sie brauchen nicht zu sprechen – die Kinder brau-
chen sie nur zu riechen und reagieren sofort – die 
kleinsten Kinder, die noch gar keine Verbalisie-
rung haben – über den Körper. Und da wünschte 
ich mir, dass das wirklich beschult wird, damit 
man versteht, warum die Kinder einen ganzen 
Nachmittag z. B. unterm Puppenhaus sitzen; die 
begleitende Pädagogin sagt dann, „ach, haben wir 
aber toll gespielt, sie hat Verstecken gespielt“ – 
und die nächsten vier Wochen haben die Kinder 
zuhause die Panik, und wir haben vier Wochen 
die Möglichkeit, die Kinder wieder halbwegs zu 
stabilisieren – und dann kommt der nächste Um-
gang und es geht wieder von vorne los. Diese Kin-
der können nicht heile werden.  

Vorsitzende: Vielen Dank. Ich spreche noch ein 
Konfliktfeld an, das unsere Büros und uns hier als 
Abgeordnete schon häufiger beschäftigt hat und 
zu dem auch Menschen an uns herantreten; das 
sind genau die Konfliktfälle, die in Ihrem The-
menbereich angesiedelt werden: Wird das Kinder-
recht ausreichend gewahrt, wenn sich die Her-
kunftsfamilie und die Pflegefamilie nicht einig 
sind – das ist vielleicht die falsche Ausdruckswei-
se –, aber wenn es Konflikte darüber gibt, wo das 
Kind jetzt eigentlich hingehört, und z. B. die bio-
logischen Eltern ihr Recht an ihrem Kind – Sie 
betonten ja auch, dass es dort eigentlich hingehört 
– durchsetzen. Ein anderes Konfliktfeld, das uns 
immer mal wieder auf den Tisch gelegt wird, ist 
das Kinderrecht, wenn sich Väter und Mütter 
streiten. Welche Regelungsformen sind da sinn-
voll? Wie bewerten Sie in diesen Streitfällen oder 

Konfliktfällen das Recht des Kindes auf seine Fa-
milie? Sehen Sie in diesen Konfliktfällen auch 
Regelungs- oder Handlungsbedarfe? 

Klaus Schwerma (Bundesforum Männer e. V.): Es 
gibt natürlich keine pauschale Antwort. Aber das 
alte Leitmotiv, „das Kind gehört zur Mutter“, ist 
als alleiniges Leitmotiv zumindest infrage zu stel-
len; es ist vielmehr die jeweilige individuelle Si-
tuation vorurteilsfrei zu prüfen, und die Streitfälle 
sind unabhängig davon, wer der Vater und wer 
die Mutter ist, individuell zu entscheiden. Wenn 
wir da zu einer Ebene hinkommen, dass die zu-
ständigen Stellen – seien es die Jugendämter, sei-
en es die Gerichte, seien es Mediatoren, Mediato-
rinnen, die in solchen Krisen- und Trennungssi-
tuationen beratend oder auch entscheidend tätig 
sind – einfach weniger von ihren stereotypen und 
eigenen Rollenwerten auf die Menschen schauen, 
wenn diese Personen solch eine Kompetenz ha-
ben, dann wären wir schon einen ganzen Schritt 
weiter. Das ist das eine. Und das andere ist, etwas 
von dieser „Entweder-oder-Geschichte“ wegzu-
kommen und zu dieser Doppelresidenz zu kom-
men. Es kann nicht nur darum gehen, das Kind 
entweder zur Mutter oder zum Vater zu geben. 
Auch wenn zwei Menschen sich trennen, heißt 
das noch lange nicht, dass auch die Trennung zu 
dem Kind erfolgen muss oder dass das Kind im-
mer als „Waffe“ für diesen Trennungsprozess ein-
gesetzt wird. Es gilt, darauf hin zu wirken, dass 
die Beteiligten – soweit es geht – in der Lage sind, 
ihre eigenen Beziehungen zu ihrem Kind dauer-
haft weiter zu pflegen. Das ist aus einer Kindes-
wohlperspektive erst einmal grundsätzlich anzu-
streben und anzuerkennen und dann gilt es, zu 
flexiblen Lösungen zu kommen. Das würde, glau-
be ich, den Realitäten ganz gut tun. 

Henrike Hopp (AktivVerbund e. V.): Ich glaube, 
hier wäre ganz wichtig, die Unterschiedlichkeit 
zwischen Scheidungs- und Pflegekind deutlich zu 
machen. Beim Scheidungskind haben wir fürsorg-
liche und sorgevolle Eltern, die sich beide um das 
Kind kümmern wollen. Das Pflegekind ist immer 
ein Kind mit einer Vorgeschichte. Und da, glaube 
ich, haben wir sehr unterschiedliche Lösungen. 
Ich glaube, in den Kindern geht vieles gleichartig 
vor: Sie haben Loyalitätskonflikte, sie fühlen oft, 
dass sie den einen oder den anderen beruhigen 
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müssen, wie Kinder, die mit Eltern zu tun haben, 
die nicht mehr zusammen leben. Dort, wo es den 
Fachkräften im Pflegekinderwesen gelingt, Her-
kunftseltern wirklich so zu begleiten, dass sie die 
Unterbringung des Kindes in einer Pflegefamilie 
akzeptieren können, ohne zu sagen, „das ist nicht 
mehr mein Kind“ oder „ich hab damit nix mehr 
zu tun“, erleben wir eine gute Lösung und ein gu-
tes Wohlbefinden des Kindes – wenn demnach 
das Ziel ist, zu sagen, das Kind lebt dort, aber Va-
ter und Mutter sind die leiblichen Eltern, und die-
se bleiben für das Kind weiter wichtig und es da-
mit nicht in diese Loyalitätskonflikte gerät. Wir 
also Begleiter von beiden Familien haben, die so-
wohl vor den Pflegeeltern als auch vor der Her-
kunftsfamilie ganz besonders Achtung und Res-
pekt haben. Da, wo das gelingt, können auch Be-
suchskontakte gelingen. Im Pflegekinderwesen 
gibt es über Besuchskontakte häufig so etwas wie 
einen Streit über die Frage, wo das Kind hingehört 
–„ich besuche das Kind, damit ich es wieder zu 
mir nehmen kann.“ Wenn diese Grundstreitigkei-
ten für ein Kind ausgehandelt werden können o-
der wenn – ich sagte ja, jedes zweite Pflegekind 
hat einen Vormund – der Vormund hier eine Ent-
scheidung trifft, dann hat das Kind Sicherheit und 
Klarheit, und dann kann es sich auch wieder sei-
nen Eltern öffnen, die für seine Identität, für sein 
Leben ganz wichtig sind – aber es lebt in der Pfle-
gefamilie, und das sind „Mama und Papa“, die 
emotionalen Eltern für viele Kinder. Das hat sehr 
viel mit guter fachlicher Arbeit von Sozialpädago-
gen, Psychologen und solchen Stellen, wie Sie sie 
eben angefragt haben, zu tun.  

Vorsitzende: Am Ende ist es aber dann ja doch 
manchmal eine rechtliche Frage. Ich beziehe mich 
jetzt auf Aussagen u. a. der Familienministerin; 
wenn die biologischen Eltern das Recht an ihren 
Kindern zugesprochen bekommen, dann kann das 
zulasten der Pflegefamilie bzw. des Kindes gehen, 
das sich eigentlich in der Pflegefamilie schon an-
gekommen fühlte. Das ist natürlich ein Span-
nungsfeld, denn wer ist wirklich derjenige, der 
bewertet, wer das höhere Recht an dem Kind hat, 
wenn es nicht am Ende das Kind auch selbst ist? 
Wie bekomme ich diese Kinderperspektive in die-
ses juristische Verfahren hinein? Das halte ich für 
einen entscheidenden Knackpunkt – das ist auch 
so ein Knackpunkt bei Fragen im Scheidungs-
recht. Da möchte sich das Kind wahrscheinlich 

am liebsten zerreißen, um bei beiden Eltern zu 
sein. Wie kann es der Gesetzgeber überhaupt dar-
stellen, dass dieses Kinderrecht gewahrt bleibt 
und gestärkt ist? 

Renate Schusch (AktivVerbund e. V.): Da fällt mir 
situativ eine Geschichte aus dem Gerichtsgebäude 
ein. Es geht um ein Verfahren zur Pflegekindrück-
führung usw. vor Gericht und der Richter hat ei-
nen Verfahrensbeistand eingesetzt. Da gibt es ein 
ganz großes Potential, wenn sie denn empathisch 
und gut vorgebildet sind und wirklich auch das 
Recht des Kindes zu ermitteln versuchen und sich 
nicht wie der Verfahrensbeistand verhalten, der 
bei Papi oder bei Mami zuhause sitzt und ein  
Käffchen trinkt und das Kind überhaupt nicht 
trifft. Das geht natürlich nicht. Die Richter sind ja 
autonom, aber vielleicht könnten Sie von der ge-
setzgebenden Seite her darauf einwirken, dass es 
wirklich zwei verschiedene Ansätze sind: einmal 
die Scheidungskinder und einmal die Pflegekin-
der. Leider Gottes ist es in den Gerichten immer 
noch nicht angekommen, dass ein Scheidungs-
kind kein Pflegekind ist oder umgekehrt. Diese 
werden zusammengewürfelt, und da kommen wir 
nicht zu einem Konsens.  

Henrike Hopp (AktivVerbund e. V.): Vielleicht 
darf ich ergänzen. Ich glaube, wenn es in irgend-
einer Form besser gelingen würde, die Kinder zu 
hören, würde das weiterhelfen. Ich meine, der 
Verfahrensbeistand ist ja schon ein guter Schritt, 
das muss man schon sagen. Anhörungen von Kin-
dern halte ich auch für einen guten Schritt, und 
sie werden auch gemacht, das erlebe ich auch. Ich 
bin auch beeindruckt, wenn sich Richter durch 
die Äußerung eines Sechs- oder Siebenjährigen 
bei ihrem Urteil sehr beeinflussen lassen. Es ist 
hoch beeindruckend zu erleben, mit welch einer 
Ernsthaftigkeit und welch einer Idee Kinder, 
wenn sie gut vorbereitet sind und wissen, was er 
will, sich einbringen. Das verändert die ganze Si-
tuation. Da streiten sich nicht Eltern. Da heißt es 
dann auch nicht, wer hat mehr Recht, die Eltern 
oder die Eltern, sondern was ist mit dem Kind, 
was gehört in sein Leben und was kann es sich 
selbst für sich vorstellen. Das wäre so meine, un-
sere Vorstellung. 
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Klaus Schwerma (Bundesforum Männer e. V.): Ich 
kann das nur unterstützen und würde aus meiner 
Väterperspektive anfügen wollen, dass es zum ei-
nen bei Scheidungs- oder Trennungsfällen immer 
auch wichtig ist anzuerkennen, dass Kinder zwei 
biologische Elternteile haben, die auch nicht im-
mer unbedingt von Anfang an zusammenleben – 
das ist klar. Aber wenn es jetzt um Scheidung 
geht, dann ist das wirklich gleichgewichtig zu 
werten. Von dieser gleichgewichtigen Wertung 
der Elternteile ausgehend ist dann die Perspektive 
des Kindes einzunehmen, also auf die Kinder zu 
hören, und dies dem Alter entsprechend und auch 
mit den entsprechenden fachlichen Hintergrün-
den – in welchen Konflikten stehen die Kinder 
eigentlich, wenn sie sich in irgendeiner Art und 
Weise äußern sollen – zu werten. Es ist stärker 
noch als bisher von diesem „natürlichen Mutter-
recht auf das Kind“ wegzukommen. Das ist da – 
aber es ist eben nicht alleinig da.  

Abg. Beate Walter-Rosenheimer (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Vielen Dank. Ich wollte mich 
zunächst nicht einmischen, da ich später gekom-
men bin. Zu dem, was Sie sagen: Ich weiß nicht 
genau, warum wir hier Pflegekinder und Tren-
nungskinder quasi zusammen mischen. Da fehlt 
mir wahrscheinlich der Beginn der Sitzung, denn 
das ist ja schon eine sehr unterschiedliche Aus-
gangssituation. Ich denke, das kann man nicht 
wirklich vergleichen. Ich hab sehr viel zu dem 
Thema Elternlosigkeit geforscht und für meine 
Diplomarbeit auch lange erwachsene Menschen, 
die ohne Vater, ohne Mutter oder ganz ohne El-
tern in Pflegefamilien oder adoptiert aufgewach-
sen sind, befragt. Das ist ja ein großes Thema, 
auch wie wichtig es ist, die biologischen Eltern zu 
kennen, in irgendeiner Weise Kontakt zu beiden 
Eltern haben zu können. Das gilt natürlich auch 
für Trennungskinder. Wenn man Kinder ent-
scheiden lassen würde, würden die das natürlich 
so aussuchen. Sie sagen, dass immer noch der 
Mutteraspekt besonders gewertet wird – da hat 
sich aber in der Gesellschaft, finde ich, schon ei-
niges verändert. Ich glaube, wir haben in über 
90 Prozent der Fälle nach der Trennung ein ge-
meinsames Sorgerecht. Da geht es – und wir hat-
ten vorher das Thema Wechselmodell –, dass die 
Kinder bei beiden Eltern leben. Da hat sich, glau-
be ich, schon etwas bewegt, dass man anerkennt, 
dass die Väter für die Kinder sehr wichtig sind – 

dass beide Eltern wichtig sind. Da geht es auf je-
den Fall schon mal in die richtige Richtung, ob-
wohl rechtlich auch noch vieles zu klären ist.  

Zum Thema Pflegekinder habe ich leider Ihren 
Beginn nicht mitbekommen. Es ist sicher eine 
ganz andere Lage, ob da zu den biologischen El-
tern überhaupt ein Kontakt bestehen kann. Ich bin 
selbst Psychologin und für die Frage, ob das für 
die Kinder möglich ist, spielen sehr viele Faktoren 
eine Rolle. Es ist sicher auch sehr unterschiedlich, 
je nachdem warum die Kinder aus dieser Familie 
herausgenommen wurden. So tragisch ich es fin-
de, wenn sie keinen Kontakt haben können – aber 
wir haben durchaus Untersuchungen, dass es 
manchmal besser sein kann. Manche Erwachsene 
sagen später, „ich hab das nicht vermisst, ich war 
froh, dass ich da weg war“, und sind ganz gut da-
mit klargekommen, dass sie keinen Kontakt mehr 
hatten, wenn es sich einfach als nicht machbar 
herausgestellt hat. Da sehe ich jetzt auch von Ge-
setzgeberseite wenig Möglichkeit, denn manche 
Menschen sind dazu einfach nicht in der Lage, 
vor allem wenn sie diese Traumatisierungen ha-
ben, die dann aufbrechen. Das ist eine sehr, sehr 
schwierige Sache.  

Vorsitzende: Kurz zur Einordnung: Es ging mir 
nicht darum, diese Konflikte gleichzustellen, son-
dern zu schauen, wie das Recht des Kindes an 
seiner Familie aus unterschiedlichen Perspektiven 
beleuchtet wird, und dafür sind diese Expertinnen 
und Experten heute bei uns. 

Henrike Hopp (AktivVerbund e. V.): Das Recht 
des Pflegekindes auf das Wissen über seine Her-
kunftsfamilie ist wie bei Adoptivkindern über-
haupt nicht infrage zu stellen, das ist völlig klar. 
Neuere Studien und Untersuchungen haben sich 
sehr intensiv mit erwachsenen Pflegekindern be-
schäftigt. Davon haben wir eine ganze Menge ge-
lernt, auch wie wichtig für sie die Herkunftsfami-
lie ist und wann sie wichtig ist und dass man sich 
lieber erst einmal an Geschwister wendet, bevor 
man sich an die leiblichen Eltern wendet, weil 
das so ein großer Sprung ist. Aber wir haben eben 
auch gelernt, dass es für Kinder absolut notwen-
dig ist, erst einmal in Sicherheit und Ruhe leben 
zu dürfen. Und wenn das dann in einer Pflegefa-
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milie sein soll, dann ist das in einer Pflegefamilie 
auch wichtig. Und wenn sie sich dann in Sicher-
heit und Ruhe und mit Vertrauen zu Erwachsenen 
wieder anderen zuwenden können, dann kommt 
für sie die Frage, „was ist mit meiner Herkunft 
und wie kriege ich die hin?“ Das genau ist der 
Schritt. 

Vorsitzende: Wir sind so ziemlich am Ende unse-
rer Gesprächsrunde. Vielen Dank, dass Sie uns 
Ihre Einschätzungen mitgegeben haben. Von 
Herrn Schwerma habe ich u. a. mitgenommen, 
dass sich die gesetzliche Regelung zu den Verein-
barkeiten schon verbessert haben, wir aber gesell-
schaftlich noch einen Weg vor uns haben. Gerade 
wenn man Vereinbarkeit diskutiert – Anwesende 
natürlich ausgenommen –, hat man häufig den 
Eindruck, dass dies ein Frauenthema ist. Ich glau-
be, da sollten wir den Blick wirklich ändern. Sie 
haben uns viel mitgegeben, und Frau Hopp, Sie 
hatten vorhin noch das Thema „Große Lösung“ 
kurz angeschnitten. Das ist auch uns ein Anliegen. 
Ich weiß, dass das Ministerium sich zumindest 
auf den Weg macht, zu schauen, ob es denn in 
dieser Legislaturperiode eine Möglichkeit gibt, das 
auf den Weg zu bringen, um die Schnittstellen-
problematiken grundsätzlich aufzuheben und um 

dem inklusiven Gedanken gerecht zu werden, 
damit das Kind erst einmal ein Kind ist und nicht 
„zusortiert“ werden soll nach der Art seiner Be-
hinderung und man sich damit auf den Verschie-
bebahnhof begibt. Aber wir können natürlich jetzt 
nichts versprechen. Wenn wir da einen Schritt auf 
die Große Lösung zugehen können, wird das die 
Kinderkommission wohlwollend begleiten. Das 
kann ich Ihnen, denke ich, schon mal so zusagen, 
dass wir da aus dem inklusiven Kindeswohlge-
danken heraus durchaus ein Interesse daran ha-
ben. Vielen Dank, dass Sie da waren. Wir würden 
uns erlauben, wieder auf Sie zuzukommen, wenn 
wir weiteren Gesprächsbedarf haben. Damit 
schließe ich den öffentlichen Teil der Sitzung und 
unterbreche für ungefähr fünf Minuten. Vielen 
Dank.  

Renate Schusch (AktivVerbund e. V.): Vielen 
Dank für Ihre Zeit, und ich würde ganz gerne zum 
Überblick das Positionspapier unserer Bundesver-
bände zum Pflegekinderwesen bundesweit über-
reichen wollen.  
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